Industrie- und Handelskammer
Wuppertal-Solingen-Remscheid

%m

MERKBLATT

PRUFUNGSPFLICHT FUR FINANZANLAGENVERMITTLER UND
HONORAR-FINANZANLAGENBERATER

Mit Wirkung zum 01.01.2013 wurden die gewerberechtlichen Vorschriften fur Finanzanla-
genvermittler neu geregelt. Mit Wirkung zum 01.08.2014 wurde weiter der Erlaubnistatbe-
stand des § 34h GewO (Honorar-Finanzanlagenberater) eingefuihrt. Im Zuge dieser Ande-
rungen wurden auch die nun in der Finanzanlagenvermittiungsverordnung (FinvVermV)
enthaltenen Berufspflichten verscharft. Dieses Merkblatt bietet einen Uberblick tber die

Regelungen zur Prifungspflicht.

1. ALLGEMEINES UND RECHTSGRUNDLAGEN

Die Pflicht fur Finanzanlagenvermittler und Honorar-Finanzanlagenberater zur Ab-
gabe von Prifungsberichten oder Negativerklarungen ergibt sich aus § 24 Fin-
VermV. Da die Berufspflichten im Vergleich zu den vor Einfihrung der Neurege-
lungen geltenden Pflichten nach der MaBV deutlich umfangreicher wurden, hat

sich auch der Umfang der Prifung hiertiber entsprechend erweitert.

Die jahrlichen Prifungsberichte sind ein zentrales Instrument der gewerberechtli-
chen Aufsicht, um die laufende Einhaltung der Berichtspflichten und damit die ord-
nungsgemale Tatigkeit der Finanzanlagenvermittler und Honorar-Finanzanlagen-

berater zu Uberwachen. Daher kommt ihnen erhebliche Bedeutung zu.

Den Wortlaut der in diesem Merkblatt genannten Rechtsvorschriften kénnen Sie

hier abrufen:

e Gewerbeordnung (GewO): http://www.gesetze-im-

internet.de/gewo/index.html

¢ Finanzanlagenvermittlungsverordnung (FinVermV): http://www.gesetze-im-

internet.de/finvermv/index.html
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2. WORTLAUT DES § 24 FINVERMV

»(1) Der Gewerbetreibende hat

1. auf seine Kosten die Einhaltung der sich aus den 88 12 bis 23 ergebenden
Verpflichtungen fiir jedes Kalenderjahr durch einen geeigneten Prifer prifen zu

lassen und

2. der fur die Erlaubniserteilung zustandigen Behérde den Prifungsbericht bis

spatestens zum 31. Dezember des darauffolgenden Jahres zu tbermitteln.

Der Prifungsbericht hat einen Vermerk dartiber zu enthalten, ob und gegebe-
nenfalls welche Verstol3e des Gewerbetreibenden festgestellt worden sind. Der
Priufer hat den Vermerk mit Angabe von Ort und Datum zu unterzeichnen. So-
fern der Gewerbetreibende ausschliellich fir eine Vertriebsgesellschaft tatig ist,
ist er berechtigt, an Stelle des Prifungsberichts nach Satz 1 einen Prifungsbe-
richt eines Priifers nach Absatz 3 vorzulegen, der die Angemessenheit und
Wirksamkeit des internen Kontrollsystems der Vertriebsgesellschaft zur Einhal-
tung der sich aus den 88 12 bis 23 ergebenden Verpflichtungen durch die an-
geschlossenen Gewerbetreibenden fiir den Priifungszeitraum bestéatigt; spates-
tens nach vier Jahren hat der Gewerbetreibende einen Priifungsbericht nach
Satz 1 vorzulegen. Sofern der Gewerbetreibende im Berichtszeitraum keine
nach 8§ 34f Absatz 1 oder § 34h Absatz 1 Satz 1 der Gewerbeordnung erlaub-
nispflichtige Tatigkeit ausgelbt hat, hat er spéatestens bis zu dem in Satz 1 ge-
nannten Termin anstelle des Prifungsberichts unaufgefordert und schriftlich ei-

ne entsprechende Erklarung zu tbermitteln.

(2) Die fur die Erlaubniserteilung nach § 34f Absatz 1 oder § 34h Absatz 1 der
Gewerbeordnung zustéandige Behdrde kann aus besonderem Anlass anordnen,
dass Gewerbetreibende sich auf ihre Kosten im Rahmen einer aufRerordentli-
chen Prifung durch einen geeigneten Prifer auf die Einhaltung der sich aus
den 88 12 bis 23 ergebenden Pflichten Gberprifen lassen und der Behorde den
Prifungsbericht Gbermitteln. Der Prufer wird von der nach Satz 1 zustandigen
Behorde bestimmt. Absatz 1 Satz 3 und 5 gilt entsprechend.

(3) Geeignete Priifer sind

1. Wirtschaftsprifer, vereidigte Buchprufer, Wirtschaftsprifungs- und Buchpri-

fungsgesellschaften,

2. Prifungsverbande, zu deren gesetzlichem oder satzungsmafigem Zweck die
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regelmafige und aufl3erordentliche Prifung ihrer Mitglieder gehort, sofern
a) von ihren gesetzlichen Vertretern mindestens einer Wirtschaftsprufer ist,

b) sie die Voraussetzungen des § 63b Absatz 5 des Genossenschaftsgesetzes er-

fullen oder

c) sie sich fur ihre Prifungstatigkeit selbststandiger Wirtschaftsprifer oder verei-
digter Buchprufer oder einer Wirtschaftsprifungs- oder Buchprifungsgesell-

schaft bedienen.

(4) Auch andere Personen, die offentlich bestellt oder zugelassen worden sind und
die aufgrund ihrer Vorbildung und Erfahrung in der Lage sind, eine ordnungs-
gemale Prifung in dem jeweiligen Gewerbebetrieb durchzufliihren sowie deren

Zusammenschlisse kdnnen als Prifer betraut werden.

(5) Ungeeignet fur eine Prifung sind Personen, bei denen die Besorgnis der Be-

fangenheit besteht.”

. JAHRLICHE PFLICHTPRUFUNG

Nach 8§ 24 Absatz 1 FinVermV hat jeder Gewerbetreibende auf seine Kosten die
Einhaltung der sich aus den 88 12 bis 23 FinVermV ergebenden Verpflichtungen
fur jedes Kalenderjahr durch einen geeigneten Prifer prifen zu lassen und der fur
die Erlaubniserteilung zustandigen Behérde den Prifungsbericht bis spatestens
zum 31. Dezember des darauffolgenden Jahres zu Gbermitteln. Daher ist rechtzei-

tig ein geeigneter Prifer zu beauftragen.

Die IHK Wuppertal-Solingen-Remscheid ist Erlaubnisbehérde fur alle Finanzanla-
genvermittler und Honorar-Finanzanlagenberater und nimmt damit auch die Pri-

fungsberichte der Gewerbetreibenden entgegen.

Der Prufungsbericht nach 8§ 24 Absatz 1 FinVermV ist unaufgefordert und schrift-
lich im Original bei der IHK Wuppertal-Solingen-Remscheid einzureichen. Die
Prifungspflicht entsteht bereits, wenn der Finanzanlagenvermittler im Berichtsjahr
eine Finanzanlagenvermittlung oder -beratung im Sinne des § 34f Absatz 1 Satz 1
GewO bzw. wenn der Honorar-Finanzanlagenberater eine Honorar-
Finanzanlagenberatung im Sinne des § 34h Absatz 1 Satzl GewO durchgefuhrt
hat. Dies gilt unabh&ngig davon, ob es sich um Bestands- oder Neukunden han-
delte und auch dann, wenn lediglich eine Beratung erfolgte und/oder wenn kein
Umsatz erzielt wurde.
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Die Prifungsberichte enthalten Ausfiihrungen dazu, ob der Gewerbetreibende im
Umfang seiner Erlaubnis tatig war sowie ob (und ggf. welche) VerstoRe des Ge-
werbetreibenden gegen die 88 12 bis 23 FinVermV festgestellt wurden. Grundlage
der Prifung sind die gemal 8 22 FinVermV anzufertigenden Aufzeichnungen.
Darlber hinaus kdnnen, soweit erforderlich, weitere Unterlagen herangezogen

werden.

. GEEIGNETE PRUFER

Zum Kreis der als Prifer geeigneten Personen gehdren nach § 24 Absatz 3 Fin-
VermV Wirtschaftsprtfer, vereidigte Buchprifer, Wirtschaftsprifungs- und Buch-
prifungsgesellschaften sowie unter den in Absatz 3 Nummer 2 genannten
Voraussetzungen auch Prifungsverbande. Ferner kbénnen nach Absatz 4 auch
andere Personen, die 6ffentlich bestellt oder zugelassen worden sind und die auf-
grund ihrer beruflichen Qualifikation und Erfahrung geeignet sind, eine Prifung
nach § 24 FinVermV ordnungsgemalf3 durchzufiihren, mit der Prifung beauftragt
werden. Hierzu zéhlen z. B. Steuerberater oder im Bereich Bank- und Kapital-
marktrecht vorgebildete und erfahrene Rechtsanwalte, z. B. Fachanwalte fur die-
sen Bereich. Rechtsanwalte mit anderen beruflichen Schwerpunkten sind nicht
geeignet. Es darf jedoch keine Besorgnis der Befangenheit vorliegen, also Um-
stande, die die Unabhangigkeit des Priifers gefahrden (z. B. wirtschaftliche oder
personliche Bindungen). Sofern die Prufung durch den eigenen Steuerberater
durchgefluhrt wird, ergibt sich eine Besorgnis der Befangenheit nicht bereits auto-
matisch daraus, dass dieser auch zu steuerlichen Fragen beraten oder fiir den

Gewerbetreibenden die Steuererklarung angefertigt hat.

. RECHTE UND PFLICHTEN DER AN DER PRUFUNG

BETEILIGTEN

Die Rechte und Pflichten des Gewerbetreibenden und des Prifers bei der Durch-
fuhrung einer Prifung nach 8§ 24 FinVermV sind in der Folgevorschrift des § 25

FinVermV geregelt.

Hiernach muss der Gewerbetreibende dem Prifer jederzeit Einsicht in die Blicher,

Aufzeichnungen und Unterlagen gestatten. Er hat ihm alle Aufklarungen und
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Nachweise auf Verlangen zu geben, die der Prifer fir eine sorgfaltige Prifung be-

notigt.

Der Prifer wiederum hat die Prifung gewissenhaft und unparteiisch durchzufiih-
ren und ist zur Verschwiegenheit verpflichtet. Er darf nicht unbefugt Geschéafts-

und Betriebsgeheimnisse verwerten, die er bei seiner Tatigkeit erfahren hat. Bei
vorsétzlicher oder fahrlassiger Verletzung seiner Pflichten ist er schadensersatz-

pflichtig.

. SYSTEMPRUFUNG

Eine Erleichterung der Berichtspflicht sieht § 24 Absatz 1 Satz 4 FinVermV unter
bestimmten Voraussetzungen fir Gewerbetreibende vor, die als Untervermittler
ausschlie3lich fur eine Vertriebsgesellschaft (Strukturvertrieb) tatig sind. Diese
Ausschliel3lichkeit bedeutet, dass die Gewerbetreibenden mit der Vertriebsgesell-
schaft vereinbart haben, ausschlief3lich die von dieser vorgegebenen Finanzpro-
dukte zu vermitteln und diese Vereinbarung auch eingehalten haben. In diesem
Fall ist eine Systemprifung des Obervermittlers in Verbindung mit stichprobenhatf-
ten Prufungen der Untervermittler moglich. Jedoch muss sichergestellt werden,
dass im Rahmen eines Rotationsprinzips alle an die Vertriebsgesellschaft ange-
schlossenen Vermittler bzw. Berater mindestens alle vier Jahre einer Einzelpri-
fung unterzogen werden und einen Einzelprifungsbericht im Sinne von 8§ 24 Ab-
satz 1 Satz 1 FinVermV vorlegen. Das Rotationssystem ist dabei so auszugestal-
ten, dass es fur den einzelnen Vermittler nicht vorhersehbar ist, in welchem Pri-
fungsjahr er der Einzelpriifung unterliegt. Im Ubrigen geniigt es jedoch, den Pri-
fungsbericht Uber die bei der ibergeordneten Vertriebsgesellschaft durchgefiihrte
Systemprifung einschliel3lich einer Zusatzerklarung des Gewerbetreibenden vor-

zulegen.

Der Prifer hat im Rahmen der Systemprifung festzustellen, ob die Voraussetzun-

gen fur die Erstellung eines Systemprufungsberichts erfillt sind.

Hierzu missen dem Prifer séamtliche fur eine Prifung nach § 24 FinVermV rele-
vanten Unterlagen vorgelegt werden, also die vollstdndige Dokumentation samtli-
cher prifungspflichtiger Vorgange aller angeschlossenen Untervermittler. Diese

Dokumentation muss bei der Vertriebsgesellschaft vorhanden sein. Der Prifer



Seite 6 von 12

muss zumindest stichprobenartig die prifungspflichtigen Finanzanlagenberatungen
und/oder -vermittlungen tGberprifen, wobei im Prufungsbericht die vorgenommenen

Prifungshandlungen sowie Umfang und Auswahl der Stichproben darzulegen sind.

Aus dem Prifungsbericht oder aus einer Zusatzerklarung des Prifers muss sich
ergeben, dass der jeweilige Untervermittler ausschlieBlich fir die Vertriebsgesell-
schaft tatig war, dass die prifungsrelevanten Unterlagen vollstandig vorlagen und
dass die Voraussetzungen fur die Vorlage eines Systemprufungsberichts erfullt

sind.

Die Systemprifung bezieht sich weiter auf die Angemessenheit und Wirksamkeit
des internen Kontrollsystems (IKS) der Vertriebsgesellschaft zur Einhaltung der
sich aus den 88 12 bis 23 FinVermV ergebenden Verpflichtungen durch die Unter-
vermittler. Die Wirksamkeit des IKS ist nur dann gewahrleistet, wenn die Unter-
vermittler vollstandig in das IKS eingebunden sind und hinsichtlich des Beratungs-
prozesses keinen Gestaltungsspielraum haben. Hierzu muss die Vertriebsgesell-
schaft einen einheitlichen Beratungsprozess, Formulare und Vertragsmuster sowie
eine einheitliche Dokumentation vorgegeben haben. Das Prufungsergebnis ist im

Systemprifungsbericht festzuhalten.

Sofern ein Gewerbetreibender im Berichtsjahr den Obervermittler wechselt und in
der Folge fir eine andere Vertriebsgesellschaft ausschliellich tatig ist, kbnnen bei
Vorliegen der dargestellten weiteren Voraussetzungen jeweils eine Ausferti-

gung/Kopie des Systemprufungsberichts sowie jeweils eine Erklarung des Gewer-

betreibenden Uber den jeweils maf3geblichen Zeitraum vorgelegt werden.

Bitte beachten Sie, dass ein Systemprufungsbericht nur durch einen Prifer im
Sinne des § 24 Abs. 3 FinvermV erstellt werden darf (z. B. durch einen Wirt-
schaftsprifer), nicht jedoch durch den unter § 24 Abs. 4 FinVermV fallenden Steu-

erberater.

. AUFBAU UND INHALT DES PRUFUNGSBERICHTES

Néahere Angaben zu Aufbau und Inhalt des Prifungsberichts finden sich in der All-
gemeinen Muster-Verwaltungsvorschrift zum Vollzug des 8§ 34f der Gewerbeord-
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nung und der Finanzanlagenvermittlungsverordnung (FinVermVwV) vom

27.01.2014. Diese ist abrufbar auf der Homepage des Bundeswirtschaftsministeri-

ums unter folgendem Link:
http://www.bmwi.de/BMW,i/Redaktion/PDF/A/allgemeine-muster-

verwaltungsvorschrift-

finvermvwv,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf

Aussagen zum Prifer

1.

Gehort der die Prifung vornehmende Prifer dem Personenkreis des § 24
Absatz 3 bzw. 4 FinVermV an?

Erklarung des Prifers, dass keine Befangenheit besteht (8 24 Absatz 5 Fin-
VermV)

Art und Umfang der durchgefiihrten Geschifte

1.

Darstellung der durchgefiihrten Geschafte nach Art und Umfang auf der
Grundlage der vom Gewerbetreibenden zur Verfligung gestellten Unterlagen.
Hierbei ist ggf. auch darauf einzugehen, ob durch den Gewerbetreibenden ei-
ne Vermittlung von Produkten im Sinne des § 16 Absatz 5 FinvVermV erfolgte.
Wurde festgestellt, dass bestimmte vom Auftraggeber durchgefiihrte Ge-
schéfte nicht dem Erlaubnistatbestand der § 34f Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
bis 3 GewO unterfielen und ggf. eine Erlaubnis nach § 32 KWG erforderlich
war?

Wurde festgestellt, dass keine ausreichende Erlaubnis nach § 34f Absatz 1
GewO vorlag oder der Umfang der erteilten Erlaubnis die durchgefuhrten Ge-
schéfte nicht abdeckte (richtige Produktkategorie nach § 34f Absatz 1 Satz 1
Nummer 1 bis 3 GewQ)?

Einhaltung der sonstigen Pflichten (88 20 bis 23 FinVermV) / Organisatori-

sche Vorkehrungen

1.

Wurde auf der Grundlage der durchgefiihrten Prifungshandlungen und der
vom Gewerbetreibenden zur Verfligung gestellten Unterlagen festgestellt,
dass sich der Gewerbetreibende entgegen 8 20 FinVermV Eigentum oder
Besitz an Geldern oder Anteilen von Anlegern im Zusammenhang mit der Fi-
nanzanlagenberatung oder -vermittlung verschafft hat?

Wurden Verst6l3e gegen die Anzeigepflicht nach § 21 FinvermV festgestellt?
Wurden Verst63e gegen die Aufzeichnungspflichten nach § 22 FinvermvV
festgestellt?

4. Wurden Versto3e gegen die Aufbewahrungspflichten nach 8 23 FinvVermV


http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/A/allgemeine-muster-verwaltungsvorschrift-finvermvwv,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf
http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/A/allgemeine-muster-verwaltungsvorschrift-finvermvwv,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf
http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/A/allgemeine-muster-verwaltungsvorschrift-finvermvwv,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf
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festgestellt?

Einhaltung der Verhaltenspflichten (88 12 bis 18 FinVermV)

1.

10.

Wurden Verst63e des Gewerbetreibenden gegen seine statusbezogenen In-
formationspflichten im Sinne des 8§ 12 FinVermV festgestellt?

Wurden Verst6R3e des Gewerbetreibenden gegen seine Informationspflicht
Uber Risiken, Kosten, Nebenkosten und Interessenkonflikten im Sinne des §
13 FinVermV festgestellt?

Wurden Verstol3e des Gewerbetreibenden gegen die Anforderungen des § 14
FinVermV an die verwendeten Werbematerialien festgestellt?

Wurden fur den Fall, dass durch den Gewerbetreibenden Anlageberatung
Uber Vermogensanlagen im Sinne des 8§ 1 Abs. 2 des Vermdgensanlagenge-
setzes erfolgte, VerstdRe des Gewerbetreibenden gegen die Anforderungen
des § 15 FinVermV festgestellt, wonach das vorgeschriebene Informations-
blatt zur Verfigung zu stellen ist?

Wurden VersttlRe des Gewerbetreibenden gegen die Anforderungen des § 16
FinVermV festgestellt, wonach der Gewerbetreibende die nach § 16 Absatz 1
bis 3 FinVermV erforderlichen Informationen vom Anleger einzuholen hat?
Wurden im Fall der Anlageberatung VerstoRe des Gewerbetreibenden gegen
die Anforderung des 8§ 16 Absatz 1 Satz 3 FinVermV festgestellt, wonach der
Gewerbetreibende dem Anleger nur solche Finanzanlagen empfehlen darf,
die auf Grund der Informationen nach 8§ 16 Absatz 1 Satz 1 FinVermV fir
diesen geeignet sind?

Wurden im Fall der Anlagevermittlung VerstoR3e des Gewerbetreibenden ge-
gen die Anforderung des 8§ 16 Absatz 2 Satz 3 FinVermV festgestellt, wonach
der Gewerbetreibende den Anleger darauf hinzuweisen hat, dass eine Fi-
nanzanlage auf Grund der Informationen nach § 16 Absatz 2 Satz 1 FinVerm
flr diesen nicht angemessen ist?

Wurden im Fall der Anlagevermittlung VerstoRe des Gewerbetreibenden ge-
gen die Anforderung des § 16 Absatz 2 Satz 4 FinVermV festgestellt, wonach
der Gewerbetreibende den Anleger dartiber zu informieren hat, dass eine Be-
urteilung der Angemessenheit nicht moglich ist?

Wurden Verstol3e gegen 8 16 Absatz 5 Nummer 2 FinVermV festgestellt, wo-
nach der Gewerbetreibende den Kunden dartber zu informieren hat, dass
keine Angemessenheitsprifung vorgenommen wird?

Wourde festgestellt, dass durch den Gewerbetreibenden Zuwendungen im
Sinne des § 17 Absatz 1 Satz 1 FinVermV angenommen oder an Dritte ge-



VI.

11.

12.
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wahrt wurden? Falls ja, wurden Verstol3e gegen die Grundsétze des § 17 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 FinVermV festgestellt?

Wurden VersttRe des Gewerbetreibenden gegen die nach § 18 Absatz 1
FinVermV bestehende Pflicht zur Erstellung eines Beratungsprotokolls und
gegen die nach § 18 Absatz 2 FinVermV erforderlichen Inhalte festgestellt?
Wurden VerstdlRe des Gewerbetreibenden gegen 8§ 18 Absatz 3 FinVermV
festgestellt, wonach eine unverziigliche Zusendung des Beratungsprotokolls
zu erfolgen und dieses einen Hinweis auf das Rlcktrittsrecht des Anlegers
sowie auf die Wochenfrist zu enthalten hat?

Beschaftigte (8 19 FinVermV)

1.

Wurde festgestellt, dass der Gewerbetreibende Personen beschaftigt, die im
Sinne des § 34f Absatz 4 GewO direkt bei der Beratung und Vermittlung mit-
wirken? Falls ja, Angabe von Familienname, Vorname und Geburtsdatum
dieser Personen.

Wurde festgestellt, dass der Gewerbetreibende keine ausreichenden organi-
satorischen Vorkehrungen (internes Kontrollsystem — IKS) getroffen hat, um
die Einhaltung der Pflichten der 88 12 bis 18 FinVermV durch seine Beschaf-
tigten sicherzustellen?

Prufungsbericht und Prifungsvermerk

1.

Der Prifungsbericht muss eine Angabe dartber enthalten, ob die Prifung auf
der Basis einer Auswahl von Einzelfallen (z. B. Stichproben) vorgenommen
wurde und welchen Umfang diese Auswabhl hatte.

Jeder festgestellte VerstoR ist im Prifungsbericht verstandlich darzustellen.
Bei festgestellten VerstoRen soll der Prifer angeben, ob es sich ggf. um ei-
nen wesentlichen Verstol3 handelt und ob der jeweilige Verstol3 ggf. system-
bedingt erfolgte.

Aus dem Prifungsbericht ergibt sich zweifelsfrei, dass samtliche Unterlagen
des Vermittlers vorgelegen haben und der Vermittler eine Vollstandigkeitser-
klarung gegeniiber dem Prifer abgegeben hat.

Der Prufungsbericht hat gemaf § 24 Absatz 1 Satz 3 FinVermV einen Pri-
fungsvermerk zu enthalten, aus dem hervorgeht, ob und ggf. welche Verstdl3e
festgestellt wurden.

Der Prufungsbericht ist gemaf § 24 Absatz 1 Satz 3 FinVermV mit Angabe
von Ort und Datum zu unterzeichnen.
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Anderungen im Priifungsbericht, die sich durch die Anderung der FinvVermV mit
Wirkung zum 01.08.2014 ergeben haben, wurden nicht beriicksichtigt, da diese
erstmalig fur den Prifungsbericht 2014 relevant sind.

Weiter hat das Institut der Wirtschaftsprifer einen Prifungsstandard entworfen
(IDW EPS 840). Dieser ist bis zu seiner endgtltigen Verabschiedung abrufbar tber
die Suchfunktion oder unter der Rubrik "Verlautbarungen" unter folgendem Link:
www.idw.de

8. NEGATIVERKLARUNG

Wurde im Berichtsjahr keine Finanzanlagenvermittlung oder -beratung im Sinne
des 8§ 34f Absatz 1 Satz 1 GewO bzw. Honorar-Finanzanlagenberatung im Sinne
des 8 34h Absatz 1 Satzl GewO durchgefihrt, ist kein Prifungsbericht vorzule-
gen, sondern eine sog. Negativerklarung. Diese muss unaufgefordert und schrift-
lich bis spatestens zum Ablauf des nachfolgenden Kalenderjahres bei der zustan-
digen Erlaubnisbehérde eingereicht werden, die Mitwirkung eines Prifers ist nicht

erforderlich.

Gewerbetreibende nach § 34f Absatz 1 GewO, die ausschlie3lich fur einen ande-
ren Finanzanlagenvermittler tatig waren, bleiben weiter zur Abgabe eines Prii-
fungsberichtes verpflichtet. Jedoch kann unter den Voraussetzungen des § 24 Ab-
satz 1 Satz 4 FinVermV ein Systemprifungsbericht des Obervermittlers sowie eine
AusschlielZlichkeitserklarung des Gewerbetreibenden eingereicht werden.

Die Verpflichtung zur Abgabe der Negativerklarung besteht auch fir vertraglich
gebundene Vermittler nach § 2 Absatz 10 Satz 1 KWG, die Uber eine Erlaubnis
nach § 34f Absatz 1 GewO verfligen, ohne im Vermittlerregister nach § 11a GewO
gefuihrt zu werden, wenn sie im Berichtsjahr allein nach MaRgabe des § 2 Absatz
10 Satz 1 KWG tatig waren.

Ein Formular der Negativerklarung finden Sie auf unserer Homepage unter folgen-
dem Link:
http://www.wuppertal.ihk24.de/linkableblob/wihk24/recht_und_steuern/downloads/
3116882/.5./data/Muster_Negativ-Erklaerung-data.pdf

9. AUSSERORDENTLICHE PRUFUNG, AUSKUNFT UND NACH-


http://www.idw.de/
http://www.wuppertal.ihk24.de/linkableblob/wihk24/recht_und_steuern/downloads/3116882/.5./data/Muster_Negativ-Erklaerung-data.pdf
http://www.wuppertal.ihk24.de/linkableblob/wihk24/recht_und_steuern/downloads/3116882/.5./data/Muster_Negativ-Erklaerung-data.pdf
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SCHAU

Aus besonderem Anlass kann die Erlaubnisbehotrde eine aul3erordentliche Pru-
fung durch einen von ihr bestimmten Prifer auf Kosten des Gewerbetreibenden
anordnen. Ein derartiger Anlass kann z. B. Einreichung eines offensichtlich unzu-

reichenden oder unzutreffenden Prifungsberichts sein. .

Weiter diirfen Beauftragte der Erlaubnisbehérde gemali § 29 GewO zum Zwecke
der Uberwachung Grundstiicke und Geschéftsraume des Betroffenen wahrend der
Ublichen Geschéftszeit betreten, dort Prifungen und Besichtigungen vornehmen,
sich die geschaftlichen Unterlagen vorlegen lassen und in diese Einsicht nehmen.
Auf Verlagen sind ihnen auch die fiir die Uberwachung des Geschéftsbetriebs er-
forderlichen mundlichen und schriftlichen Auskinfte unentgeltlich zu erteilen.

10. VERSTOSSE GEGEN DIE PRUFUNGSPFLICHT

Wird der Prifungsbericht oder die Negativerklarung nicht zum Stichtag vorgelegt,
ist er unrichtig oder unvollstandig, kann die fir die Verfolgung und Ahnung von
Ordnungswidrigkeiten zustandige Behdrde ein BuRgeld von bis zu 5.000,00 Euro

verhangen.

Wiederholte Verstolie gegen die Prufungspflicht kénnen Auswirkungen auf die Be-
urteilung der gewerberechtlichen Zuverlassigkeit haben und damit letztlich zum

Widerruf der Erlaubnis fihren.

Anmerkung:

Dieses Merkblatt dient als erste Orientierungshilfe und erhebt keinen Anspruch auf Voll-
standigkeit. Trotz sorgféltiger Recherchen bei der Erstellung dieses Merkblatts kann eine
Haftung fur den Inhalt nicht tbernommen werden. Die in diesem Merkblatt dargestellten
Erlauterungen erfolgen vorbehaltlich etwaiger Anderungen durch anstehende verord-

nungsrechtliche oder gesetzliche Anderungen.

Ansprechpartner:

Elke Stoermer
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Telefon: 0202 2490-403
Telefax: 0202 2490-499

E-Mai.: e.stoermer@wuppertal.ihk.de



	1. Allgemeines und Rechtsgrundlagen
	Die Pflicht für Finanzanlagenvermittler und Honorar-Finanzanlagenberater zur Abgabe von Prüfungsberichten oder Negativerklärungen ergibt sich aus § 24 FinVermV. Da die Berufspflichten im Vergleich zu den vor Einführung der Neuregelungen geltenden Pfli...
	Die jährlichen Prüfungsberichte sind ein zentrales Instrument der gewerberechtlichen Aufsicht, um die laufende Einhaltung der Berichtspflichten und damit die ordnungsgemäße Tätigkeit der Finanzanlagenvermittler und Honorar-Finanzanlagen-berater zu übe...
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	2. Wortlaut des § 24 FinVermV
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	(3) Geeignete Prüfer sind
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	2. Prüfungsverbände, zu deren gesetzlichem oder satzungsmäßigem Zweck die regelmäßige und außerordentliche Prüfung ihrer Mitglieder gehört, sofern
	a) von ihren gesetzlichen Vertretern mindestens einer Wirtschaftsprüfer ist,
	b) sie die Voraussetzungen des § 63b Absatz 5 des Genossenschaftsgesetzes erfüllen oder
	c) sie sich für ihre Prüfungstätigkeit selbstständiger Wirtschaftsprüfer oder vereidigter Buchprüfer oder einer Wirtschaftsprüfungs- oder Buchprüfungsgesellschaft bedienen.
	(4) Auch andere Personen, die öffentlich bestellt oder zugelassen worden sind und die aufgrund ihrer Vorbildung und Erfahrung in der Lage sind, eine ordnungsgemäße Prüfung in dem jeweiligen Gewerbebetrieb durchzuführen sowie deren Zusammenschlüsse kön...
	(5) Ungeeignet für eine Prüfung sind Personen, bei denen die Besorgnis der Befangenheit besteht.“
	3. Jährliche PflichtPrüfunG
	Nach § 24 Absatz 1 FinVermV hat jeder Gewerbetreibende auf seine Kosten die Einhaltung der sich aus den §§ 12 bis 23 FinVermV ergebenden Verpflichtungen für jedes Kalenderjahr durch einen geeigneten Prüfer prüfen zu lassen und der für die Erlaubnisert...
	Die IHK Wuppertal-Solingen-Remscheid ist Erlaubnisbehörde für alle Finanzanlagenvermittler und Honorar-Finanzanlagenberater und nimmt damit auch die Prüfungsberichte der Gewerbetreibenden entgegen.
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	5. Rechte UND Pflichten der an der Prüfung
	Beteiligten
	Die Rechte und Pflichten des Gewerbetreibenden und des Prüfers bei der Durchführung einer Prüfung nach § 24 FinVermV sind in der Folgevorschrift des § 25 FinVermV geregelt.
	Hiernach muss der Gewerbetreibende dem Prüfer jederzeit Einsicht in die Bücher, Aufzeichnungen und Unterlagen gestatten. Er hat ihm alle Aufklärungen und Nachweise auf Verlangen zu geben, die der Prüfer für eine sorgfältige Prüfung benötigt.
	Der Prüfer wiederum hat die Prüfung gewissenhaft und unparteiisch durchzuführen und ist zur Verschwiegenheit verpflichtet. Er darf nicht unbefugt Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse verwerten, die er bei seiner Tätigkeit erfahren hat. Bei vorsätzlicher...
	6. Systemprüfung
	Eine Erleichterung der Berichtspflicht sieht § 24 Absatz 1 Satz 4 FinVermV unter bestimmten Voraussetzungen für Gewerbetreibende vor, die als Untervermittler ausschließlich für eine Vertriebsgesellschaft (Strukturvertrieb) tätig sind. Diese Ausschließ...
	Die Systemprüfung bezieht sich weiter auf die Angemessenheit und Wirksamkeit des internen Kontrollsystems (IKS) der Vertriebsgesellschaft zur Einhaltung der sich aus den §§ 12 bis 23 FinVermV ergebenden Verpflichtungen durch die Untervermittler. Die W...
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	Bitte beachten Sie, dass ein Systemprüfungsbericht nur durch einen Prüfer im Sinne des § 24 Abs. 3 FinvermV erstellt werden darf (z. B. durch einen Wirtschaftsprüfer), nicht jedoch durch den unter § 24 Abs. 4 FinVermV fallenden Steuerberater.
	7. AufbAU und Inhalt Des Prüfungsberichtes

	I. Aussagen zum Prüfer
	1. Gehört der die Prüfung vornehmende Prüfer dem Personenkreis des § 24 Absatz 3 bzw. 4 FinVermV an?
	2. Erklärung des Prüfers, dass keine Befangenheit besteht (§ 24 Absatz 5 FinVermV)
	II. Art und Umfang der durchgeführten Geschäfte
	1. Darstellung der durchgeführten Geschäfte nach Art und Umfang auf der Grundlage der vom Gewerbetreibenden zur Verfügung gestellten Unterlagen. Hierbei ist ggf. auch darauf einzugehen, ob durch den Gewerbetreibenden eine Vermittlung von Produkten im ...
	2. Wurde festgestellt, dass   bestimmte vom Auftraggeber durchgeführte Geschäfte nicht dem Erlaubnistatbestand der § 34f Absatz  1 Satz 1 Nummer  1 bis 3 GewO unterfielen und ggf.  eine Erlaubnis nach § 32 KWG erforderlich war?
	3. Wurde festgestellt, dass keine  ausreichende Erlaubnis nach § 34f Absatz  1 GewO vorlag oder der Umfang der erteilten Erlaubnis die durchgeführten Geschäfte nicht abdeckte (richtige Produktkategorie nach § 34f Absatz  1 Satz 1 Nummer  1 bis 3 GewO)?
	III. Einhaltung der sonstigen Pflichten (§§ 20 bis 23 FinVermV) / Organisatorische Vorkehrungen
	1. Wurde auf der Grundlage der durchgeführten Prüfungshandlungen und der vom Gewerbetreibenden zur Verfügung gestellten Unterlagen festgestellt, dass sich der Gewerbetreibende entgegen § 20 FinVermV Eigentum oder Besitz an Geldern oder Anteilen von An...
	2. Wurden Verstöße gegen die Anzeigepflicht nach § 21 FinVermV festgestellt?
	3. Wurden Verstöße gegen die Aufzeichnungspflichten nach § 22 FinVermV festgestellt?
	4. Wurden Verstöße gegen die Aufbewahrungspflichten nach § 23 FinVermV festgestellt?
	IV. Einhaltung der Verhaltenspflichten (§§ 12 bis 18 FinVermV)
	1. Wurden Verstöße des Gewerbetreibenden gegen seine statusbezogenen Informationspflichten im Sinne des § 12 FinVermV festgestellt?
	2. Wurden Verstöße des Gewerbetreibenden gegen seine Informationspflicht über Risiken, Kosten, Nebenkosten und Interessenkonflikten im Sinne des § 13 FinVermV festgestellt?
	3. Wurden Verstöße des Gewerbetreibenden gegen die Anforderungen des § 14 FinVermV an die verwendeten Werbematerialien festgestellt?
	4. Wurden für den Fall, dass  durch den Gewerbetreibenden Anlageberatung über Vermögensanlagen im Sinne des § 1 Abs. 2 des Vermögensanlagengesetzes erfolgte, Verstöße des Gewerbetreibenden gegen die Anforderungen des § 15 FinVermV festgestellt, wonach...
	5. Wurden Verstöße des Gewerbetreibenden gegen die Anforderungen des § 16 FinVermV festgestellt, wonach der Gewerbetreibende die nach § 16 Absatz  1 bis 3 FinVermV erforderlichen Informationen vom Anleger einzuholen hat?
	6. Wurden im Fall der Anlageberatung Verstöße des Gewerbetreibenden gegen die Anforderung des § 16 Absatz  1 Satz 3 FinVermV festgestellt, wonach der Gewerbetreibende dem Anleger nur solche Finanzanlagen empfehlen darf, die auf Grund der Informationen...
	7. Wurden im Fall der Anlagevermittlung Verstöße des Gewerbetreibenden gegen die Anforderung des § 16 Absatz 2 Satz 3 FinVermV festgestellt, wonach der Gewerbetreibende den Anleger darauf hinzuweisen hat, dass eine Finanzanlage auf Grund der Informati...
	8. Wurden im Fall der Anlagevermittlung Verstöße des Gewerbetreibenden gegen die Anforderung des § 16 Absatz 2 Satz 4 FinVermV festgestellt, wonach der Gewerbetreibende den Anleger darüber zu informieren hat, dass eine Beurteilung der Angemessenheit n...
	9. Wurden Verstöße gegen § 16 Absatz 5 Nummer 2 FinVermV festgestellt, wonach der Gewerbetreibende den Kunden darüber zu informieren hat, dass keine Angemessenheitsprüfung vorgenommen wird?
	10. Wurde festgestellt, dass durch den Gewerbetreibenden Zuwendungen im Sinne des § 17 Absatz 1 Satz 1 FinVermV angenommen oder an Dritte gewährt wurden? Falls ja, wurden Verstöße gegen die Grundsätze des § 17 Absatz  1 Satz 1 Nummer  1 und 2 FinVermV...
	11. Wurden Verstöße des  Gewerbetreibenden gegen die nach § 18 Absatz  1 FinVermV bestehende Pflicht zur Erstellung eines Beratungsprotokolls und gegen die  nach § 18 Absatz 2 FinVermV erforderlichen Inhalte festgestellt?
	12. Wurden Verstöße des Gewerbetreibenden gegen  § 18 Absatz 3 FinVermV festgestellt, wonach eine unverzügliche Zusendung des Beratungsprotokolls zu erfolgen und dieses einen Hinweis auf das Rücktrittsrecht des Anlegers sowie auf die Wochenfrist zu en...
	V. Beschäftigte (§ 19 FinVermV)
	1. Wurde festgestellt, dass der Gewerbetreibende Personen beschäftigt, die im Sinne des § 34f Absatz 4 GewO direkt bei der Beratung und Vermittlung mitwirken? Falls ja, Angabe von Familienname, Vorname und Geburtsdatum dieser Personen.
	2. Wurde festgestellt, dass der Gewerbetreibende keine ausreichenden organisatorischen Vorkehrungen (internes Kontrollsystem – IKS) getroffen hat, um die Einhaltung der  Pflichten der §§ 12 bis 18 FinVermV durch seine Beschäftigten sicherzustellen?
	VI. Prüfungsbericht und Prüfungsvermerk
	1. Der Prüfungsbericht muss eine Angabe darüber enthalten, ob die Prüfung auf der Basis einer Auswahl von Einzelfällen (z.  B. Stichproben) vorgenommen wurde und welchen Umfang diese Auswahl hatte.
	2. Jeder festgestellte Verstoß ist im Prüfungsbericht verständlich darzustellen.
	3. Bei festgestellten Verstößen soll der  Prüfer angeben, ob es sich ggf. um einen wesentlichen Verstoß handelt und ob der jeweilige Verstoß ggf. systembedingt erfolgte.
	4. Aus dem Prüfungsbericht ergibt sich zweifelsfrei, dass sämtliche Unterlagen des Vermittlers vorgelegen haben und der Vermittler eine Vollständigkeitserklärung gegenüber dem Prüfer abgegeben hat.
	5. Der Prüfungsbericht hat gemäß § 24 Absatz 1 Satz 3 FinVermV einen Prüfungsvermerk zu enthalten, aus dem hervorgeht, ob und ggf. welche Verstöße festgestellt wurden.
	6. Der Prüfungsbericht ist gemäß § 24 Absatz 1 Satz 3 FinVermV mit Angabe von Ort und Datum zu unterzeichnen.
	8. NegativErklärunG

	Wurde im Berichtsjahr keine Finanzanlagenvermittlung oder -beratung im Sinne des § 34f Absatz 1 Satz 1 GewO bzw. Honorar-Finanzanlagenberatung im Sinne des § 34h Absatz 1 Satz1 GewO durchgeführt, ist kein Prüfungsbericht vorzulegen, sondern eine sog. ...
	Gewerbetreibende nach § 34f Absatz 1 GewO, die ausschließlich für einen anderen Finanzanlagenvermittler tätig waren, bleiben weiter zur Abgabe eines Prüfungsberichtes verpflichtet. Jedoch kann unter den Voraussetzungen des § 24 Absatz 1 Satz 4 FinVerm...
	Die Verpflichtung zur Abgabe der Negativerklärung besteht auch für vertraglich gebundene Vermittler nach § 2 Absatz 10 Satz 1 KWG, die über eine Erlaubnis nach § 34f Absatz 1 GewO verfügen, ohne im Vermittlerregister nach § 11a GewO geführt zu werden,...
	Ein Formular der Negativerklärung finden Sie auf unserer Homepage unter folgendem Link:
	http://www.wuppertal.ihk24.de/linkableblob/wihk24/recht_und_steuern/downloads/3116882/.5./data/Muster_Negativ-Erklaerung-data.pdf
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